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Schwedens «Volksheim» braucht eine Renovation
Der staatliche Mietendeckel hat eine Wohnungsnot produziert, die ihresgleichen sucht

RUDOLF HERMANN

«Folkhemmet» («das Volksheim») ist
ein in Schweden geradezu mythisch ver-
klärter Begriff. Er steht für den umfas-
senden Wohlfahrtsstaat, der nach dem
Zweiten Weltkrieg aufgebaut wurde.
Wesentlicher Teil der Vision war, dass
es auch im Bereich des Wohnens keine
Privilegierten und Benachteiligten
mehr geben sollte, wie es bis damals in
der schwedischen Klassengesellschaft
noch ausgeprägt der Fall gewesen war.
Alle sollten das Recht auf eine bezahl-
bare und moderne Behausung haben;
Städte und ihre Quartiere sollten sozial
durchmischt sein. Deshalb wollte man
die Wohnfrage nicht den Marktkräf-
ten überlassen. Das gilt heute noch. Die
nach wie vor strenge Regulierung des
Wohnungsmarkts ist Ausdruck dieses
Bemühens – und zwar ungeachtet des-
sen, dass das System schon längst an
seine Grenzen gestossen und zum Sanie-
rungsfall geworden ist.

Bis zwanzig Jahre Wartezeit

Wer in der Hauptstadt Stockholm heute
über das zuständige Amt eine Miet-
wohnung mit standardmässigem soge-
nanntem Ersthandkontrakt sucht (also
einem Mietvertrag, der im Prinzip un-
beschränkt gültig und unkündbar ist,
dem Mieter damit umfassende Sicher-
heit bietet und den Vermieter dagegen
in seinen Besitzrechten teilweise deut-
lich eingrenzt),muss sich auf eineWarte-
zeit von durchschnittlich zehn, im Falle
begehrter Stadtteile aber auch zwanzig
Jahren einstellen. In dieser virtuellen
Schlange stehen derzeit weit über eine

halbe Million Wohnungssuchende, bei
zweieinhalb Millionen Einwohnern des
gesamten Grossraums Stockholm.

Nicht ganz so grotesk, aber immer
noch prekär ist die Lage in den zwei
anderen grossstädtischen Agglomera-
tionen von Göteborg und Malmö-Lund,
aber auch in zahlreichen kleineren Pro-
vinzstädten und Landgemeinden. Von
den insgesamt 290 schwedischen Kom-
munen (Grossgemeinden) gaben im Mai
in einer alljährlich vom Schwedischen
Wohnbauamt Boverket durchgeführ-
ten Untersuchung 207 (oder 71%) an,
die Nachfrage nachWohnraum nicht be-
friedigen zu können. Diese Zahlen ver-
deutlichen, dass das «Volksheim» im Be-
reichWohnen eine Renovation benötigt.
Doch woher kommt der eklatanteWoh-
nungsmangel? Einerseits eilt der Bevöl-
kerungszuwachs der Bautätigkeit vor-
aus; gerade in den Grossstädten, wo der
Migrationsdruck durch Arbeits- und
Asylzuwanderung enorm ist.

Andrerseits hat Schweden mit rund
40% (und Stockholm mit sogar 60%)
eine der weltweit höchsten Quoten
an Einpersonenhaushalten. Das Sys-
tem der Mietzinsregulierung und des
de facto unkündbaren Mietverhältnis-
ses führt ferner dazu, dass der Markt
sehr illiquid ist: Wer endlich eine Woh-
nung ergattert hat, wird sich hüten, sie je
wieder herzugeben.Das wiederum färbt
erstens negativ auf dieArbeitsmobilität
der Bevölkerung ab und schreckt zwei-
tens internationale Fachkräfte ab, nach
Schweden zu kommen.

Für die Wohnbaugesellschaften wie-
derum, seien sie kommunal oder pri-
vat geführt, ist das Bauen im regulier-
ten Sektor finanziell relativ unattraktiv.

Deshalb kam es in der Vergangenheit
immer wieder vor, dass Gesellschaf-
ten, um Mittel für neue Projekte zu
beschaffen, bestehende Mietwohnun-
gen in Stockwerkeigentum umwandel-
ten und verkauften. Dadurch verrin-
gerte sich jedoch das Mietangebot und
verschärfte sich die Situation für Woh-
nungssuchende.

So unübersehbar das Wohnungs-
problem inzwischen ist, so hitzig ist
die Diskussion, wie ihm zu begegnen
sei. Die umfassende Mietzinsregulie-
rung und das System mit Zuteilung und

Warteschlange gehören zu den heiligs-
ten Kühen des schwedischen Wohl-
fahrtsstaats. An diesen Mechanismen
auch nur leicht zu schrauben, ist poli-
tisch höchst gefährlich. Das musste die-
ser Tage Ministerpräsident Stefan Löf-
ven erfahren, der deswegen durch ein
parlamentarisches Misstrauensvotum
sein Amt verlor und am Montag zu-
rücktrat. Zum Verhängnis wurde ihm
ein Plan, der vorsah, dass bei Neubauten
ab 2022 der Mietpreis direkt zwischen
Besitzer und Mieter entsprechend der
Marktnachfrage ausgehandelt würde
und nicht mehr, wie im regulierten Sek-
tor üblich, zwischen der betreffenden
Wohnbaugesellschaft und dem nationa-
len Mieterverband auf der Basis eines
gesetzlich geregelten Nutzwerts.

Die zahlreichen und lauten Kriti-
ker sahen dadurch der «kapitalistischen
Ausbeutung» Tür und Tor geöffnet. Sie
zeigten sich unbeeindruckt vom Fak-
tum, dass in der Anfangsphase weniger
als 1% des Mietwohnungsbestands von
der Liberalisierung betroffen wäre. Jede
Aufweichung des bisherigen Systems, so
wurde argumentiert, bedeute eine De-
montage des «Volksheims».

Asoziales System

Wenn allerdings das Argument der
sozialen Gerechtigkeit für die Gegner
jeglicher Liberalisierung des Mietmark-
tes so wichtig ist, dann kann man nur
darüber staunen, mit welcher Selbstver-
ständlichkeit von den gleichen Leuten
über die soziale Ungerechtigkeit hin-
weggesehen wird, die das überforderte
«Volksheim»-System imVerlauf der letz-
ten zwanzig Jahre erzeugt hat. Zwei der

finanziell schwächsten Gesellschafts-
gruppen sind nämlich aufgrund der lan-
gen Wartezeiten vom regulierten Markt
praktisch ausgeschlossen: Immigranten
und junge Erwachsene. Laut Bo Söder-
berg, einem Analytiker des Schwedi-
schen Wohnbauamts, brauchen aber ge-
rade diese zwei Gruppen zunehmend
Wohnraum. Ihnen allen bleibt nur der
informelle sogenannte Zweithandmarkt
der Untervermietungen. Dort sind die
Preise nicht nur deutlich höher als für
vergleichbare Wohnungen im regulier-
ten Sektor, sondern es gibt für die Mie-
ter auch praktisch keine Sicherheit.

Wucher und andere Missbräuche
könnten theoretisch zwar bei den Be-
hörden angezeigt werden. Doch weil in
den grossen Städten auch der Sekundär-
markt ausgetrocknet ist, sind die meis-
ten froh, überhaupt eine Bleibe ergattert
zu haben, mucken nicht auf und hoffen,
dereinst selber im Elysium des regulier-
ten Sektors zu landen. Dort wohnt man
zum Beispiel in einer typischen Drei-
zimmerwohnung an attraktiver Stock-
holmer Innenstadtlage für umgerechnet
1500 Fr. pro Monat, während auf dem
Sekundärmarkt eine vergleichbar grosse
Wohnung schon in einem Aussenquar-
tier auf gegen 2000 Fr. zu stehen kommt.

Ein letzter Ausweg schliesslich führt
für die vom regulierten Markt Ausge-
sperrten über den zwar illegalen, aber
dennoch existierenden Schwarzmarkt
für Ersthandkontrakte. Diesen versucht
die Regierung zwar mit legislativen
Massnahmen und drakonischen Stra-
fen zurückzudrängen. Sich des Grund-
problems anzunehmen, weshalb der
Schwarzmarkt überhaupt existiert, traut
man sich hingegen nicht.

Conference

PLATINPARTNER

Machen Finanzberater ihre Hausaufgaben?
Im Bereich der nachhaltigen Finanzwelt gibt’s viel zu lernen. Entdecken Sie mehr dazu am Impact

Finance Forum vom 28. September in Bern. Wir schlagen die Brücke zwischen Politik, Finanzwesen

undWirtschaft. Seien Sie mit dabei.

ERFAHREN SIE MEHR!
www.impactfinanceforum.ch
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SCHWARZ UND WIRZ

Mit der
Geldpolitik
die Welt retten?
GERHARD SCHWARZ

Ökonomische Erkenntnisse haben es in
der Politik schwer.Eine einfache und
einleuchtende lautet, dass es nicht sinn-
voll ist,mit einem wirtschaftspolitischen
Instrument gleichzeitig mehrere Ziele zu
verfolgen.Der Niederländer Jan Tinber-
gen, der 1969 als Erster den damals neu
geschaffenenAlfred-Nobel-Gedächtnis-
preis fürWirtschaftswissenschaften
erhielt, hat nachgewiesen, dass dies in
der Regel entweder gar nicht oder nur
unter Hinnahme sehr hoherWohlstands-
einbussen gelingt.Trotzdem hält sich die
Vorstellung hartnäckig,man müsse, dem
tapferen Schneiderlein gleich,mit einem
Instrument mehrere Fliegen auf einen
Streich erledigen können.

Besonders der wirkungsmächtigste
Bereich derWirtschaftspolitik, die
Geldpolitik, steht diesbezüglich seit je
unter Druck. So verpflichtet das Statut
sowohl die amerikanische Notenbank
als auch die Bank of England dazu,
nicht nur die Preisstabilität anzustre-
ben, sondern genauso die Arbeitslosig-
keit zu bekämpfen. Das führt immer
wieder dazu, dass diese Zentralbanken
eine zu lockere Geldpolitik betreiben
und die Preisstabilität aufs Spiel setzen,
um die Konjunktur zu beleben. Die
Tinbergen-Regel verlangte eine klare
Arbeitsteilung zwischen Geldpolitik
(Preisstabilität) und Finanzpolitik
(Konjunkturbelebung).

Vor allem unter dem Einfluss der
Klimabewegung droht die Überforde-
rung der Geldpolitik nun weiter
getrieben zu werden.Alle Zentral-
banken stehen unter dem Druck, einen
Beitrag zur Bekämpfung des Klima-
wandels zu leisten. In der Europäischen
Zentralbank scheinen Kräfte, die dies
für richtig halten, die Oberhand zu
haben. Und damit nicht genug.Wer die
Notenbanken für die Erreichung eigener
politischer Ziele missbrauchen möchte,
hätte am liebsten, wenn sie nicht nur
keineAnlagen in Firmen mit schlechtem
Umweltausweis tätigten, sondern auch
keine in Firmen, dieWaffen produzieren,
niedrige Löhne zahlen, ihre Steuer-
zahlungen optimieren oder nicht
genügend Diversität aufweisen.

Damit soll nicht gesagt sein, dass die
Klimapolitik und weitere Anliegen
unwichtig sind. Es soll auch nicht
gesagt sein, dass die Notenbanken
offensichtlich und massiv gegen
ethische Normen verstossende Unter-
nehmen nicht von ihrer Anlagepolitik
ausschliessen sollten.Aber man sollte
nicht «noch kurz dieWelt retten»
wollen, wie es in einem Lied des
deutschen Songwriters Tim Bendzko
heisst. Das ist schlicht nicht die
Aufgabe derWährungshüter.

Als Rechtfertigung für eine grüne
Geldpolitik werden oft allfällige
inflationäre Folgen der Klimaverände-
rung und der Klimapolitik genannt.
Doch fast alles, was in derWelt ge-
schieht, kann inflationär sein. Für
Deutschland schätzt man, dass die
Verbraucherpreise in den nächsten zehn
Jahren wegen Klimapolitik und CO2-
Abgabe jährlich um zusätzliche 0,5
Prozent steigen werden. Nur ist es nicht
Aufgabe der Notenbanken, die relativen
Preise zu beeinflussen.Vernünftiger-
weise lautet ihr Auftrag nur, mit der
Steuerung der Geldmenge den allge-
meinen Preisauftrieb klein zu halten.
Das ist wichtig und schwierig genug.

Gerhard Schwarz war Leiter der NZZ-Wirt-
schaftsredaktion und ist heute Präsident der
Progress Foundation.

Der leichtfertige Umgang der Sozialpartner
mit dem Geld der Arbeitnehmer
Die Gesamtarbeitsverträge spülen Millionen in die Kassen der Gewerkschaften und Verbände

STEFAN HÄBERLI, BERN

Neben der direkten Demokratie, dem
Föderalismus und der Neutralität ist
sie eine Art Schweizer Nationalheilig-
tum: die Sozialpartnerschaft. Vertreter
der Arbeitgeber und Gewerkschaften
lösen hierzulande ihre Konflikte weit-
gehend unter sich. Sie sind es, die sich
an den Verhandlungstisch setzen und
Kompromisse schliessen. Das Resul-
tat der Sozialpartnerschaft ist ein dich-
tes Geflecht aus Gesamtarbeitsverträ-
gen (GAV). So werden branchenspezifi-
sche Mindeststandards bei denArbeits-
bedingungen gesetzt, mit denen sowohl
die Firmen als auch die Gewerkschaften
einigermassen leben können. Der Staat
hält sich zurück und beschränkt sich auf
die Rolle des Schiedsrichters.

Quasistaatliche Aufgaben

Sind gewisse Bedingungen erfüllt, kann
der Bundesrat einen GAV für allge-
meinverbindlich erklären. Dann ist die
Vertragsfreiheit ausgehebelt. Auch Fir-
men, die keinem Verband angehören
und den GAV ablehnen, müssen des-
sen Bestimmungen einhalten. Das «Sys-
tem GAV» stattet die Sozialpartner mit
quasistaatlichen Aufgaben aus. Für den
Vollzug der GAV sind paritätische Kom-
missionen (PK) zuständig, die sich aus
Vertretern derArbeitgeber- undArbeit-
nehmerverbände zusammensetzen.

Bei den PK handelt es sich meist um
privatrechtliche Vereine. Das führt zu
einem Ungleichgewicht: Die Sozialpart-
ner können Lohnprozente einziehen, bei
Firmen Kontrollen durchführen, Bussen
aussprechen und einkassieren. Anders
als staatliche Behörden sind die PK als
normale Vereine der Öffentlichkeit und
den Beitragszahlern aber keine Rechen-
schaft schuldig.Dabei geht es um beacht-
licheBeträge:LautdenJahresrechnungen,
welche die NZZ gestützt auf das Öffent-
lichkeitsgesetz einsehen konnte, nahmen
die PK im Jahr 2019 rund 233Mio.Fr. ein.
Der Grossteil davon, rund 214 Mio. Fr.,
stammte aus Zwangsabgaben. Per Ende
2019 lagen auf den Konten der PK 175
Mio. Fr. Dazu kamen Finanzanlagen im
Wert von knapp 70 Mio. Fr. Bei einem
Teil der flüssigen Mittel handelt es sich
umKautionen, die demGAVunterstellte
Unternehmen einbezahlt haben. Dieses
Geld ist nur bei den PK parkiert undwird
an die Firmen zurückerstattet, wenn sie
sich an die GAV-Bestimmungen halten.
Die Kautionen machen allerdings nur
einenBruchteil der Liquidität der PKaus.

Die Analyse von 35 Jahresrechnun-
gen der PK durch die NZZ zeigt denn
auch:VieleVereine schwimmen imGeld.
Jede dritte PK weist Reserven (Summe
aus Eigenkapital und Rückstellungen)
in der Bilanz aus, die ihren Jahresumsatz
übersteigen.Bei den angeblichen «Rück-
stellungen» handelt es sich nur sehr sel-
ten um solche. Sie werden vielmehr will-
kürlich als Reservepolster gebildet. Um
den Negativzinsen auszuweichen, inves-
tieren manche PK mittlerweile in Wert-
schriften.Das ist riskant:DerGimafonds,
derVerein des Maler- und Gipsergewer-
bes, musste auf Wertschriften im Jahr
2018 beispielsweise einen Verlust von
rund 140 000 Fr. verbuchen.

Es drängt sich die Frage auf, warum
die Vollzugskostenbeiträge von den
Sozialpartnern kaum je gesenkt werden.
Statt Verluste mit Finanzanlagen zu ris-
kieren, könnten die PK den Arbeitneh-
mern mehr von ihrem Bruttolohn in der
Tasche lassen.DasGesetz verlangt ohne-
hin, dass die von den Arbeitnehmern
und Unternehmen bezahlten Beiträge
die tatsächlichen Kosten für Lohnkon-
trollen,Weiterbildungskurse und andere

im GAV vorgesehenen Verwendungs-
zwecke nicht übersteigen. Die Beiträge
müssten effektiv laufend gebraucht wer-
den. Rückstellungen wären eigentlich
nur zulässig, wenn sie für konkret vorge-
sehene Projekte notwendig sind.

Auch hinter die Verwendung der
Beiträge ist ein Fragezeichen zu setzen.
Die Vorgaben des Bundes wären an
sich klar: Die Mittel müssen für Zwe-
cke ausgegeben werden, die das dem
GAV unterstellte Arbeitsverhältnis be-
treffen. Ob das geschieht, ist indessen
kaum überprüfbar. Viele PK ähneln
Briefkastenfirmen; sie lagern die opera-
tive Tätigkeit an die Verbände aus. Oft
ist etwa einArbeitgeberverband zustän-
dig für die Durchführung derWeiterbil-
dungskurse, die mit den Beiträgen an
die PK finanziert werden. Die Gewerk-
schaft kümmert sich derweil um die Ein-
haltung der GAV-Arbeitsbedingungen
und das Sekretariat. Für diese Leistun-
gen werden die Verbände entschädigt.

Brüderlich aufgeteilt

Mindestens 55 Mio. Fr. werden an die
Sozialpartner ausbezahlt, ohne dass für
Aussenstehende nachvollziehbar ist,
welche Gegenleistung dahintersteckt. So
werden Gewerkschaftsmitgliedern oder
Firmen, die einem Arbeitgeberverband
angehören, die Vollzugskostenbeiträge
teilweise oder ganz zurückerstattet. In
manchen Branchen werden die Ver-
bandsmitglieder auch von der Beitrags-
pflicht befreit. So sollen Doppelzahlun-
gen vermieden werden: Verbandsmit-
glieder finanzierten bereits über ihre
Mitgliederbeiträge den GAV-Vollzug
mit, wird argumentiert. Die Rückerstat-
tung beziehungsweise Nichterhebung
schafft zugleichAnreize, einemVerband
oder einer Gewerkschaft beizutreten.

Zudem erhalten die Sozialpartner
von den PK Zuwendungen. Hier fällt
auf: Das Geld, das auf diesem Weg an
die Verbände fliesst, wird regelmässig
brüderlich aufgeteilt. Die von Bäckerin-
nen und Confiseuren gesamthaft bezahl-
ten Lohnabzüge verdoppelten sich 2019
gegenüber dem Vorjahr von 1,3 auf 2,7
Mio. Fr. Die Reaktion der Sozialpart-
ner: Statt wie im Jahr 2018 je 100 000 Fr.
erhielten Gewerkschaften und Arbeit-
geberverbände neu je 350 000 Fr. aus der
Kasse. Begründet wird dies mit einem
«enormen Mehraufwand» beimVollzug,
da seit 2019 neu auch ungelernteArbeit-
nehmer dem GAV unterstellt seien.
Nach dem gleichenMuster verfahren die
PK der zahntechnischen Laboratorien,
der Coiffeure und des Holzbaus:EinTeil

derVollzugskostenbeiträge fliesst als Zu-
wendungen je hälftig an dieArbeitgeber-
undArbeitnehmerverbände.

Je nachdem, wie hoch der Jahres-
gewinn der PK ausfällt, überweisen die
Sozialpartner mehr oder weniger Geld
an ihre Verbände. Diese Praxis ist nicht
illegal, solange sich die Verbände nicht
bereichern. Die Kosten der Verbände
für den Vollzug müssen höher sein als
die Summe der Zuwendungen, Rück-
erstattungen und die nicht erhobenen
Vollzugskostenbeiträge. Ob diese Re-
gel eingehalten wird, prüft das Staats-
sekretariat fürWirtschaft (Seco). Dabei
stützt sich die Aufsichtsbehörde aller-
dings imWesentlichen auf die Angaben
der Sozialpartner. Für vertiefte Abklä-
rungen, die über Stichproben hinaus-
gehen, fehlt dem Seco das Personal.

Bald mehr Transparenz?

Kritiker aus dem Inneren des «Systems
GAV» zeigen sich denn auch überzeugt
davon, dass dieVerbände finanziell vom
GAV-Vollzug profitierten. Beweise da-
für konnte bisher allerdings noch nie-
mand vorlegen. Belegen oder wider-
legen liesse sich der Vorwurf nur mit
einer Gesamtschau der Finanzflüsse
zwischen den PK und den Verbänden.
Zudem müssten dieVerbände ihre Kos-
ten im Zusammenhang mit dem GAV-
Vollzug im Detail offenlegen. Einblick
in diese Zahlen hat derzeit nur das Seco.

Die PK müssen jährlich die Jahres-
rechnung sowie ein Budget bei derAuf-
sichtsbehörde einreichen. Theoretisch
könnten die GAV vom Seco gar ausser
Kraft gesetzt werden,wenn die PK nicht
ordnungsgemäss geführt werden. Doch
dafür sah das Seco bisher keinenAnlass.

Was mit den Zwangsabgaben der
Arbeitnehmer geschieht, lässt sich von
aussen kaum nachvollziehen. Die Wirt-
schaftskommission des Nationalrats will
das nun ändern. Sie hat im Mai eine
Motion beschlossen, die für mehr Trans-
parenz im «SystemGAV» sorgen soll.Die
PK sollen dazu verpflichtet werden, ihre
Jahresrechnungen zu veröffentlichen
und über die Verwendung des Kapitals
Rechenschaft abzulegen. Zudem soll das
Seco künftig die Eidgenössische Finanz-
kontrolle oder andere Sachverständige
mit der Prüfung der Finanzen beauftra-
gen können. Die Motion kommt vor-
aussichtlich während der Herbstsession
2021 in den Nationalrat. In der Kommis-
sion war der Vorstoss weitgehend unbe-
stritten. Gegenstimmen kamen nur von
links.Also ausgerechnet von jener Seite,
die sonst stets auf Transparenz pocht.

Bäckerinnen und Confiseure lieferten 2019 den Gewerkschaften undVerbänden 2,7 Millionen Fr. ab. CHRISTIAN BEUTLER / KEYSTONE


